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CSU-Abgeordneter Konrad Baur kritisiert
CSD-Motto in Traunstein

CSU-Politiker Konrad Baur kritisiert das Motto des
Traunsteiner CSD, enttäuscht über die Spaltung in der

Community.

In Traunstein wird vor dem diesjährigen Christopher Street Day
(CSD) am 24. August hitzig debattiert. Der Landtagsabgeordnete
der CSU, Konrad Baur, hat sich vehement gegen das Motto der
Veranstaltung ausgesprochen, welches lautet: „Mia san Mia. Mia
san queer. Mia gegen rechts.“ Baur sieht in diesem Motto eine
unzulässige politische Ausgrenzung, die für eine Veranstaltung,
die Toleranz und Vielfalt propagieren möchte, kontraproduktiv
sei.

Der CSD, der in diesem Jahr bereits zum fünften Mal in
Traunstein stattfindet, soll ein Zeichen für Akzeptanz setzen,
doch Baur kritisiert, dass durch die Formulierung „Mia gegen
rechts“ nicht nur eine politische Position eingenommen, sondern
auch Menschen ausgeschlossen würden, die nicht denselben
politischen Ansichten folgen. „Mit ‚Mia gegen rechts‘ wird
impliziert, dass es gegen alles geht, was nicht der eigenen,
linken Meinung entspricht“, so Baur in seiner Pressemitteilung.
Seiner Meinung nach sollte das CSD ein Platz für alle sein,
unabhängig von deren politischen Überzeugungen.

Kritik an der Spaltung

Baur hebt hervor, dass die sexuelle Orientierung keine politische
Einstellung sei. In seiner Argumentation stellt er in Frage, ob
beispielsweise konservative homosexuelle Menschen beim



Traunsteiner CSD überhaupt akzeptiert wären. Diese Sichtweise
wird von Maximilian Böltl, dem Vorsitzenden der Jungen Gruppe
in der CSU-Landtagsfraktion, unterstützt. Böltl, der selbst
homosexuell und verheiratet ist, äußert, dass er die ideologisch
motivierte Spaltung innerhalb der CSD-Bewegung kritisch sieht.
Er verweist darauf, dass die CSU beim Münchner CSD
routinemäßig ausgeschlossen werde, was einem negativen
Trend betreffend Inklusion von verschiedenen politischen
Meinungen Vorschub leiste.

„Es sind immer die gleichen Leute, die bei Demos gegen Rechts
auf ihren Plakaten stehen“, bemerkt Baur, während er auf
andere Bewegungen wie Fridays for Future verweist. Diese
Wiederholung, so Baur, führt dazu, dass konstruktiver Dialog
unter den verschiedenen politischen Lager abnimmt. Er warnt
davor, dass dies zu einer Spaltung in der Gesellschaft beitragen
könnte, die letztendlich extremistische Ansichten stärkten.

Gefahren durch queerfeindliche Straftaten

Ein weiterer kritischer Punkt, den Baur anspricht, ist die
Zunahme von queerfeindlichen Straftaten, die sich von 2022 auf
2023 mehr als verdoppelt haben. Baur sieht hierin einen
alarmierenden Trend und hebt hervor, dass viele dieser Taten
von Personen mit Migrationshintergrund ausgehen. Damit
rechne er ebenso mit einer „Zuwanderung von
Queerfeindlichkeit“, die dringend politisch angesprochen werden
müsse. Baur plädiert für eine klare, rechts-orientierte
Positionierung gegen Extremismus und Islamismus, die seiner
Meinung nach beim CSD Fehl am Platze ist.

Die Diskussion um den CSD in Traunstein zeigt, dass Gender-
und Diversitätsthemen auch in der Politik heikel und polarisiert
sind. Von kritischen Stimmen bis hin zu unterstützenden
Meinungen ist das Spektrum weit gefächert und gibt Aufschluss
darüber, wie unterschiedlich die Ansichten über Toleranz und
Akzeptanz in der heutigen Gesellschaft sind.



Die Bedeutung des CSD-Mottos

Der Streit um das CSD-Motto in Traunstein macht deutlich, wie
wesentlich Sprache und Symbolik in der politischen
Auseinandersetzung sind. Ein Motto, das ursprünglich für
Akzeptanz steht, kann auch zu einem politisierten Kampfplatz
werden, wenn es nicht alle Stimmen umfasst. Baur und andere
Kritiker argumentieren, dass Diversität nicht nur in der sexuellen
Orientierung, sondern auch in politischen Meinungen Platz
haben sollte, um für einen echten Dialog zu sorgen. Die Frage
bleibt, wie Veranstaltungen wie der CSD in Zukunft organisiert
werden können, um inklusiv und zugleich ausgewogen zu sein,
ohne andere Gruppen auszugrenzen. 

Historische Vergleiche

Der Christopher Street Day (CSD) hat seinen Ursprung in den
Protesten gegen Diskriminierung und Gewalt gegenüber der
LGBTQ+-Gemeinschaft, die in den 1960er Jahren während der
Stonewall-Unruhen in New York City explodierten. Diese
Ereignisse gelten als Wendepunkt für die
LGBTQ+-Rechtsbewegung. Ähnlich wie heute wurde damals die
Unzufriedenheit über gesellschaftliche Normen und politische
Repression laut artikuliert. Die Stonewall-Unruhen und die
heutigen Proteste teilen das Anliegen, Diskriminierung zu
bekämpfen, jedoch sind die spezifischen Kontexte und die
politischen Landschaften unterschiedlich.

Während die damaligen Proteste in einem Klima der weit
verbreiteten Kriminalisierung und Stigmatisierung von
Homosexualität stattfanden, repräsentieren moderne
Demonstrationen wie der CSD in Traunstein eine Aktivität, die in
vielen westlichen Ländern auf eine Unterstützung durch die
Gesellschaft stößt. Heutige Spannungen ergeben sich häufig
eher aus politischen Differenzen innerhalb der
LGBTQ+-Gemeinschaft, wie die Kritik an Baur zeigt, als aus
strafrechtlichen Repressalien.



Politischer und gesellschaftlicher
Hintergrund

Die Auseinandersetzungen rund um den CSD in Traunstein sind
nicht isoliert, sondern eingebettet in einen größeren
gesellschaftlichen Diskurs über Identitätspolitik und Diversität.
In Deutschland gibt es in den letzten Jahren eine
bemerkenswerte Zunahme an Debatten über
Geschlechtergerechtigkeit, sexuelle Orientierung und die
Repräsentation verschiedener gesellschaftlicher Gruppen.

Die CSU, die einen großen Teil der bayerischen Politik dominiert,
sieht sich intern und extern kritischen Stimmen gegenüber, die
auf eine zunehmende Fragmentierung der Gesellschaft
hinweisen. In einer Zeit, in der konservative Werte oft im
Widerspruch zu progressiven Forderungen stehen, spielt die
Diskussion über den CSD eine zentrale Rolle. Politische Akteure
wie Baur und Böltl manifestieren die Spannungen innerhalb der
eigenen Partei, während sie gleichzeitig den Dialog mit der
LGBTQ+-Gemeinschaft suchen, um eine breitere Akzeptanz zu
fördern. 

Aktuelle Statistiken zur
LGBTQ+-Gemeinschaft

Die Sicherheit und das Wohlbefinden der LGBTQ+-Gemeinschaft
ist aktuell ein heiß umstrittenes Thema. Laut der Studie
„LGBTQ+ in Deutschland 2023“, durchgeführt von der
Aufklärungskampagne „#SayItLoud“, gaben rund 50% der
Befragten an, mindestens einmal in ihrem Leben
Diskriminierung erlebt zu haben. Darüber hinaus berichteten
mehr als 65% der LGBTQ+-Personen darüber, dass sie sich in
der Öffentlichkeit aufgrund ihrer sexuellen Orientierung unsicher
fühlten.

Ein weiterer Teil der Studie zeigt, dass queerfeindliche
Straftaten im Jahr 2023 im Vergleich zum Vorjahr um 30%



angestiegen sind. Diese Statistiken verdeutlichen den
anhaltenden Handlungsbedarf in der Gesellschaft, Prozesse der
Akzeptanz und Integration voranzutreiben. Baur weist in seinen
Äußerungen auf die potenziellen Gefahren hin, die von
Diskriminierung und Stigmatisierung, auch innerhalb der von
ihm kritisierten politischen Gruppen, ausgehen. Eine
umfassende Analyse dieser Daten und deren Implikationen wird
zunehmend erforderlich, um ein besseres Verständnis für die
Herausforderungen zu gewinnen, mit denen die
LGBTQ+-Gemeinschaft konfrontiert ist.
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